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Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung Bonn, den 12. Juli 1960 

Pr. 06 - 164/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Propagierung des Gesetzentwurfs zur Neuregelung des 
Redits der gesetzlichen Krankenversicherung 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1979 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Anfrage wie 
folgt : 

Zu 1. und 2. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung hat eine 
Zitatensammlung über Äußerungen von Ärzten zur Frage der 
Selbstbeteiligung herausgegeben (,, Kritik an der sozialen Kran- 
kenversicherung — Ärzte fordern Selbstbeteiligung"). Ferner sind 
für eine Broschüre „Kampf um die Krankenversicherung" aus 
Kap. 11 01 Tit. 300 53 926,46 DM zur Verfügung gestellt worden. 
Darüber hinaus und über etwaige weitere vom Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung veranlaßte Veröffentli- 
chungen in dieser Angelegenheit kann von der Bundesregierung 
detaillierte Auskunft nicht gegeben werden. Es stehen dafür 
die im Kap. 04 03 des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung bei Tit. 300 zur Förderung des Informationswesens 
veranschlagten Haushaltsmittel zur Verfügung. Nach dem Haus- 
haltsvermerk unterliegt die Jahresrechnung über die Ausgaben 
dieses Titels nur der Prüfung durch den Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes. Es würde dem Sinne dieser gesetzlichen Vor- 
schrift zuwiderlaufen, wenn die Bundesregierung über die Ver- 
wendung dieser Mittel Auskünfte an andere Stellen geben würde 
als an den Präsidenten des Bundesrechnungshofes. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung hat die Aufgabe, wie sich aus der Vor- 
bemerkung zu Kap. 04 03 des Bundeshaushaltsplans ergibt, 
die deutsche Bevölkerung über ihre politischen Ziele und ihre 
Arbeit zu unterrichten. Das Presse- und Informationsamt nimmt 
diese ihm ziüallende Aufgabe in den verschiedenen Geschäfts- 
bereichen der Bundesregierung im engsten Einvernehmen mit 
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den zuständigen Fachressorts, und oft auf deren Veranlassung, 
wahr. Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, daß durch 
Veröffentlichungen zur Reform der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung zu einem besseren Verständnis einzelner Vorschläge 
des Regierungsentwurfs in der Öffentlichkeit beigetragen wird. 
Diese Aufklärung bietet keine Grundlage für die Unterstellung, 
daß die Bundesregierung auf die Entscheidungen des Bundes- 
tages in unzulässiger Form Einfluß nehmen will. Ebenso besteht 
kein Grund für die Ansicht, die Bundesregierung beginne die 
Übersicht über ihre Aktionen zu verlieren, wie auch die Bun- 
desregierung nicht zu erkennen vermag, welcher Zusammenhang 
zwischen ihrer Aufklärungstätigkeit und der Presseerklärung 
bestehen soll, die das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung am 24. Juni 1960 auf den nach Pressemeldungen von 
dem Vorsitzenden des Vorstands der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung, Dr. Voges, ausgesprochenen Hinweis einer Streik- 
möglichkeit abgegeben hat. 

Zu 4. 

Daß Beamte des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung die Herausgabe eines Kommentars zu dem Entwurf eines 
Krankenversicherungs-Neuregelungsgesetzes angekündigt und 
in dieser Ankündigung Angaben über den Inhalt des künftigen 
Gesetzes gemacht haben, trifft nicht zu. Mit dieser Feststellung 
ist der Frage zu 4. die Grundlage entzogen, zumal angenommen 
werden darf, daß nicht die Berechtigung privater Verlage be- 
zweifelt werden sollte, unter ihrer Firmenbezeichnung für die 
Herausgabe von Verlagserzeugnissen mit den in einer freien 
Wirtschaft üblichen Methoden zu werben. 
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